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I. Einführung

1. Abschluß der sozialen Realisation?

Ernst Forsthoff meinte im Jahre 1970 feststellen zu können, daß
die Ordnung des Gemeinwesens nach sozialen Gesichtspunkten
analysiert, begrifflich erfaßt und damit abgeschlossen sei.1 An die
Stelle der sozialen Realisation sei die technische getreten.2 Wenn
diese Diagnose richtig wäre, hätte das Sozialrecht seine integra-
tive Aufgabe im großen und ganzen erfüllt. Zugleich hätte es aber
im Verhältnis zum Umwelt- und Technikrecht an rechtlicher und
politischer Relevanz verloren. Forsthoffs Diagnose wäre plausi-
bel, wenn die sozialstaatlichen Sicherungssysteme und die Insti-
tutionen des Sozialrechts ein Instrumentarium bereitstellen, das
so effektiv ist, daß soziale Konflikte entweder gar nicht erst ent-
stehen oder zumindest aufgefangen und entschärft werden kön-
nen. Die Effektivität eines Systems sozialer Sicherung erweist
sich beim untersten sozialen Auffangnetz, bei der Sicherung des
Existenzminimums.

2. Der Kindergeld-Beschluß

Bis zum Kindergeld-Beschluß des BVerfG vom 29. Mai 19903

hätte die Frage, ob unsere Rechtsordnung eine staatliche Ga-
rantie des Existenzminimums kennt, im Ergebnis verneint wer-
den müssen. Gewiß, die Rechtsordnung verfügte schon immer
über Regelungen, die materieller Bedürftigkeit Rechnung tru-
gen, sei es durch die Gewährung von Leistungen, sei es durch
das Verbot des Zugriffs auf existenzsichernde Einkommenstei-
le. Der sozialhilfe-rechtliche Anspruch auf Hilfe zum notwen-
digen Lebensunterhalt ist an erster Stelle zu nennen; dann die
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Bedarfssätze des BAföG, die Mindestbedarfe und Selbstbehal-
te des Unterhaltsrechts und die Prozeßkostenhilfe. Die Steuer-
und Vollstreckungsgewalt des Staates endeten, wo Einkom-
mensmindestsätze unterschritten wurden. Richtig ist auch, daß
die Bedarfssätze des Sozialhilferechts auf eine Vielzahl dieser
Regelungen zur Mindestsicherung ausstrahlten.4 Rechtlich auf-
einander abgestimmt waren diese Existenzminima jedoch über-
wiegend nicht. Sie wurden häufig nach unterschiedlichen Me-
thoden berechnet und - wenn überhaupt - in unterschiedlichen
Zeitabständen dynamisiert. Folge war, daß die Mindestbedarfe
und Freigrenzen oft unter der Sozialhilfeschwelle lagen. We i t e-
re Folge war, daß es immer wieder vorkam, daß der Staat seine
B ü rger durch Besteuerung und Vollstreckung in die Sozialhilfe
t r i e b .5

Der Kindergeld-Beschluß hat diesen seit vielen Jahren kritisier-
ten Zustand für das Steuerrecht beseitigt. Bei der Einkommens-
besteuerung muß ein Betrag in Höhe des Existenzminimums des
Steuerpflichtigen und seiner Familie steuerfrei bleiben. Für die
Bemessung des Existenzminimums soll dem Sozialhilferecht
“entscheidende Bedeutung” zukommen. Denn die Leistungen der
Sozialhilfe sollen gerade dieses Existenzminimum gewähren. Sie
werden verbrauchsbezogen ermittelt und regelmäßig den stei-
genden Lebenshaltungskosten angepaßt.6 Der Gesetzgeber hat
aus diesem Beschluß bereits Konsequenzen für das Pfändungs-
recht gezogen. Auch die Vollstreckungsgewalt endet nunmehr am
Sozialhilfebedarf.7

Die Folgen dieser neuen Rechtslage für das Sozialhilferecht sind
ambivalent. Der Sozialrechtler wird mit Genugtuung zur Kennt-
nis nehmen, daß das bisher eher randständige BSHG in das Zen-
trum der Rechtsordnung gerückt ist. Zugleich hat er aber Anlaß
zu der Befürchtung, daß der politische Druck auf die Bedarfssät-
ze der Sozialhilfe erheblich verstärkt wird. Denn die Sozialhilfe
belastet nicht mehr nur die Ausgabenseite der öffentlichen Haus-
halte, sondern mindert auch die Einnahmen.8 Bestätigt wurde die-
se Befürchtung erstmals durch die Deckelung der Regelsätze im
Zuge der Spargesetze des vergangenen Jahres.9
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Diese Lage wirft die Frage nach rechtlichen Garantien gegen Ein-
griffe der Politik in das Existenzminimum auf. Was aber ist wi-
derständiger und eingriffsresistenter als die unter Ewigkeitsga-
rantie stehende und absolut geltende Würde des Menschen?

II. Die Entwicklung der Rechtsprechung

1. BVerfGE 1, 97

Es ist alles andere als evident, daß zwischen Menschenwürde und
Existenzminimum ein konsistenter Begründungszusammenhang
besteht. Ernst Bloch hat herausgearbeitet, daß Würde und Eudä-
monie, das größtmögliche Glück der größtmöglichen Zahl, ganz
verschiedene Wurzeln haben. Menschliche Würde richte sich auf
die Abschaffung von Erniedrigung, sie will wegräumen, was der
Autonomie im Wege steht1 0. Aus ganz anderen, nämlich sozial-
utopischen Quellen speist sich die Vorstellung eines guten Le-
bens, einer Existenz ohne Hunger und materieller Not. 
Danach wären Menschenwürde und Existenzminimum disparate
Begriffe. Ganz in diesem Sinne hatte das BVerfG in einer seiner
ersten Entscheidungen argumentiert. Wenn die Menschenwürde-
norm alle staatliche Gewalt zum Schutz der Würde verpflichtet,
dann ist damit der Schutz vor Angriffen wie Erniedrigung, Brand-
markung, Ächtung und Verfolgung gemeint. Dagegen gehört die
Gewähr eines Mindestmaßes an Nahrung, Kleidung und Woh-
nung zu den Aufgaben des Sozialstaats.11

2. BVerwGE 1, 159

Drei Jahre nach dieser Entscheidung des BVerfG hatte das BVe r w -
G zu befinden, ob das Fürsorgerecht entgegen seinem Wortlaut
dem hilfebedürftigen Bürger einen Rechtsanspruch auf Unter-
stützung verleiht. Dazu muß man wissen, daß im überkommenen
Fürsorgerecht der Arme nicht Subjekt eines Anspruchs, sondern
Objekt einer im öffentlichen Interesse auferlegten Verpflichtung
war.12 Denn - so eine schneidige Begründung aus dem 19. Jahr-
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hundert - die Hilfe werde gewährt, “damit nicht Hunger, Not und
Verwahrlosung die niederen Bevölkerungsklassen zur Störung
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung treibe und ein staatsge-
fährliches Proletariat aufkommen lasse”.13 Die Fürsorgerechts-
Entscheidung, die vor kurzem 40 Jahre alt geworden ist, brach
mit dieser armenpolizeilichen Tradition und bejahte den An-
spruch auf Hilfe. Sie bejahte diesen Anspruch gerade nicht im In-
teresse einer zeitangemesseneren Verfolgung armenpolizeilicher
Ziele. Vielmehr argumentierte sie mit den Prinzipien des demo-
kratischen und sozialen Rechtsstaats, die über die Gewährung
materieller Leistungen hinaus die Anerkennung aller Bürger als
“Teilnehmer der Gemeinschaft” und “Träger eigener Rechte” er-
zwingen. Dabei berief sie sich auch auf die Menschenwürde, die
es verbiete, den Hilfebedürftigen “lediglich als Gegenstand staat-
lichen Handelns zu betrachten, soweit es sich um die Sicherung
... seines Daseins überhaupt”14 handele. Das war die konstitutio-
nelle Geburtsstunde der Objektformel, die bis heute das Ver-
ständnis der Menschenwürdenorm prägt. Geboren war damit
auch das Recht auf eine Mindestsicherung, zwar nicht als ein un-
mittelbar verfassungsrechtlich verbürgtes Recht, aber doch als
ein durch menschenwürdekonforme Auslegung des Gesetzes ge-
wonnener, einklagbarer Anspruch. Der Gesetzgeber nahm so-
wohl den Rechtsanspruch auf die Hilfe15 als auch die Verpflich-
tung auf die Menschenwürde in das BSHG auf: “Aufgabe der So-
zialhilfe ist es, dem Empfänger der Hilfe die Führung eines Le-
bens zu ermöglichen, das der Würde des Menschen entspricht”.16

3. Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip

Das BVerfG zog erst Mitte der siebziger Jahre nach, als es von
der Pflicht des Staates zur Sicherung der “Mindestvoraussetzun-
gen eines menschenwürdigen Daseins”17 sprach. Begründet wird
diese Pflicht aber nicht mit dem Schutz der Würde. Vielmehr lau-
tet die bis heute durchgehaltene Formel, daß “Art. 1 Abs. 1 GG
in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip”18 den Staat zur Si-
cherung oder Schaffung eben dieser Mindestvoraussetzungen
verpflichte. Der Beschluß zur Prozeßkostenhilfe erklärt die Si-
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cherung des Existenzminimums zur “Aufgabe des Sozialhilfe-
rechts”.19 Der Kindergeld-Beschluß des 1. Senats dehnt diese
Pflicht auf das Steuerrecht aus. Ebenso wie der Staat verpflichtet
sei, dem mittellosen Bürger das Existenzminimum erforderli-
chenfalls durch Sozialhilfeleistungen zu sichern, dürfe er dem
Bürger das selbst erzielte Einkommen bis zu diesem Betrag nicht
entziehen.20

Damit ist freilich das letzte verfassungsrechtliche Wort in Sachen
“Menschenwürde und Existenzminimum” noch nicht gespro-
chen. Denn im Beschluß zur Einkommensbesteuerung vom 25.
September 1992 wertet der 2. Senat die Besteuerung des Exi-
stenzminimums als Eingriff in das Grundrecht der allgemeinen
Handlungsfreiheit in seiner “Ausprägung als persönliche Entfal-
tung im vermögensrechtlichen und im beruflichen Bereich (Art.
14 Abs. 1, Art. 12 Abs. 1 GG)”.21 Zwar sollen die Bedarfssätze
der Sozialhilfe den Maßstab für die steuerlich zu verschonenden
Einkommensteile abgeben. Dennoch ist der Unterschied dieses
freiheitsrechtlichen Ansatzes zum Kindergeld-Beschluß erheb-
lich: Der 2. Senat wertet die Besteuerung des Existenzminimums
als Eingriff in den Schutzbereich eines Grundrechts, während der
1. Senat sowohl die Pflicht zur Leistung als auch das Verbot des
Zugriffs des Steuerstaates mit “Art. 1 Abs. 1 in Verbindung mit
dem Sozialstaatsprinzip” begründet.22

III. Würde und Existenzminimum: eine Antinomie?

1. Selbsthilfe und staatliche Leistung

Abgesehen von BVerfGE 1, 97 werden die Bedenken, die Bloch
zu der harten Unterscheidung zwischen Würde und gutem Leben
veranlaßt hatten, in der Rechtsprechung nicht thematisiert. Wenn
Würde auf Autonomie zielt, wie kann dann der Anspruch auf die
Hilfe der staatlichen Gemeinschaft aus der Würde des Bedürfti-
gen begründet werden? Anders gefragt: Heißt es nicht die Grund-
lagen individueller Freiheit erschüttern, wenn der Staat nun auch
noch die Autonomie der Bürger herstellen soll?
Beide Fragen verfehlen die Aufgabe der Sozialhilfe. Diese soll
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nicht Würde herstellen; das wäre in der Tat ein befremdlicher
Auftrag. Sie soll vielmehr die Mindestvoraussetzungen eines
menschenwürdigen Daseins sichern, d. h. sie soll den einzelnen
“in den Stand versetzen, ein Leben zu führen, das der Würde des
Menschen entspricht”.23 Dabei entbindet die Hilfe nicht vom Vor-
rang der Selbsthilfe, sondern hat ihren ersten Sinn darin, daß sie
Hilfe zur Selbsthilfe ist. Das BVerwG argumentiert durchaus in
der kantischen Tradition, wenn es ausführt, daß in der Arbeit und
Selbsthilfe “Freiheit und Würde ihren deutlichen Ausdruck” fin-
den.24

Aus der Konzeption der Sozialhilfe als Hilfe zur Selbsthilfe folgt
die sozialhilfetypische Instabilität der Versorgungslage. Sozial-
hilfe ist keine “rentengleiche Dauerleistung mit Versorgungscha-
rakter”25, sondern dient der Überwindung einer konkreten Notla-
ge.26 Deshalb wird sie “gleichsam täglich erneut regelungsbe-
dürftig”.27 Der Sozialhilfe wird häufig die Funktion einer sozia-
len Grundsicherung zugeschrieben.28 Das ist nicht richtig, da sie
keine Leistung ist, deren sich der Empfänger sicher im Sinne ei-
nes Eigenhabens sein kann.29

2. Unwandelbarkeit und Zeitbedingtheit

Die Konzeption der Sozialhilfe als Hilfe zur Selbsthilfe beseitigt
nicht alle Zweifel an der Konsistenz der Verbindung von Würde
und staatlicher Leistungspflicht. Mit der Menschenwürde ver-
bindet sich ein Absolutheitsanspruch und mit diesem die Vor-
stellung einer Unzugänglichkeit für zeitbedingte Wandlungen.30

Dagegen gibt es kaum eine zeitabhängigere Größe als das Exi-
stenzminimum. Das OVG Berlin hatte aus der richtigen Er-
kenntnis, daß das Existenzminimum im Jahre 1980 anders zu be-
stimmen war als in den fünfziger Jahren, den Schluß gezogen, daß
der “in Art. 1 Abs. 1 GG gebrauchte Begriff der Menschenwür-
de wandlungsfähig” sei.31 Der Schluß ist unstimmig. Nicht die
Würde ist historischen Wandlungen unterworfen, sondern das Ur-
teil darüber, welche materiellen Voraussetzungen notwendig
sind, um ein menschenwürdiges Lebens führen zu können.32 Be-
zugspunkt sind die herrschenden Lebensverhältnisse und Erfah-
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rungen.33 Der Bedürftige muß die Hilfe erhalten, die es ihm er-
laubt, in der Umgebung von Nichthilfeempfängern ähnlich wie
diese zu leben. 34 Kriterium der Bedürftigkeit ist der relative Ar-
mutsbegriff: Bedürftigkeit und damit der Zeitpunkt des Einset-
zens der Hilfe lassen sich immer nur in Ansehung des jeweiligen
gesellschaftlichen Lebensstandards bestimmen.35

3. Universalität und Partikularität

Wandelbar ist das Existenzminimum nicht nur in der Dimension
der Zeit, sondern auch im Raum. Mit der Menschenwürde ver-
bindet sich ein universeller Geltungsanspruch. Die Mindestvor-
aussetzungen eines menschenwürdigen Lebens bei uns unter-
scheiden sich erheblich von denen in einigen osteuropäischen
Staaten oder gar in der Dritten Welt. Tut sich hier nicht ein Wi-
derspruch zwischen der Partikularität des Existenzminimums und
der Universalität der Würde auf?
Das Verfassungsrecht gibt auf diese gewaltige Frage eine schlich-
te Antwort. Das Grundgesetz hat die Menschenwürde positiviert
und damit ihre Geltung auf die staatlich verfaßte Gemeinschaft
beschränkt. Diese Beschränkung wird für die Sicherung des Exi-
stenzminimums noch einmal dadurch bekräftigt, daß die norma-
tive Grundlage Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Sozial-
staatsprinzip ist. Das universalistische Pathos der Menschenwür-
de wird in die Partikularität des Sozialstaatsprinzips eingebunden
und entschärft.36 Wie eifersüchtig vielfach über die territoriale Be-
schränkung des Sozialstaats gewacht wird, zeigen die überzoge-
nen Reaktionen auf einen vermeintlichen “Export von Soziallei-
stungen ins EG-Ausland”37 durch die Rechtsprechung des Eu-
ropäischen Gerichtshofs. Umgekehrt werfen Kritiker des Terri-
torialitätsprinzips dem Sozialstaat vor, er lebe von einer prekären
Voraussetzung, nämlich von der “Abschottung der Inseln relati-
ven sozialen Wohlstands gegen den Rest der Welt”.38 Wer diese
Kritik teilt, sollte bedenken, daß ihre Umsetzung schwerlich die
Überschüttung der Welt mit deutschen Wohltaten, sondern die
Marginalisierung des Sozialstaats im Namen eines noch abstrak-
ten und ungenauen Prinzips wäre. 
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4. Würde und Bedürfnis 

Ein weiterer Einwand gegen die Ableitung der Pflicht des Staa-
tes zur Existenzsicherung aus der Menschenwürde kann sich auf
die praktische Philosophie Kants berufen: Würde und menschli-
che Bedürfnisse sind unvergleichbare Größen. Die Mittel zur Be-
friedigung des Existenzminimums haben einen Marktpreis. Wür-
de hingegen ist ein Zweck an sich selbst, der über allen Preis er-
haben ist, “mithin kein Äquivalent verstattet”.39

a) Der notwendige Lebensunterhalt

Daß Kant die Problematik von Würde und Existenzminimum auf
den Begriff gebracht hat, lehrt die Rechtsprechung zum notwen-
digen Lebensunterhalt der Sozialhilfe. Einsichtig ist noch die
Aussage, daß ein menschenwürdiges Lebens mehr als das “phy-
siologisch Notwendige” umfassen muß.40 Das “physiologisch
Notwendige” ist der Korrespondenzbegriff zur absoluten Armut.
Arm ist danach, wem es an der zum physischen Überleben not-
wendigen Nahrung, Kleidung und Behausung mangelt. Wäre So-
zialhilfe nur für diese Bedürftigkeit zuständig, erschöpfte sich ih-
re Aufgabe in der Erhaltung der Funktionstüchtigkeit der mensch-
lichen Organe. 
Unstimmig wird die Argumentation, wenn versucht wird, aus der
Menschenwürde das konkrete Maß der Hilfe zu ermitteln. Bei den
einmaligen Leistungen der Sozialhilfe ist zu klären, ob bestimm-
te Bedarfsgegenstände wie Oberbekleidung oder Haushaltsgerä-
te für ein menschenwürdiges Leben notwendig sind. Kriterium
sind die herrschenden Lebensgewohnheiten, wobei darauf Be-
dacht zu nehmen ist, was sich Personen leisten können, deren Ein-
kommen dem durchschnittlichen Netto-Arbeitsentgelt unterer
Lohngruppen zuzüglich Kindergeld und Wohngeld entspricht.41

Die Rechtsprechung verfuhr lange Zeit so, daß sie anhand der Sta-
tistischen Jahrbücher die Ausstattungsdichte der Haushalte mit
dem begehrten Gegenstand überprüfte. Wurde eine annähernde
Vollversorgung festgestellt, war die einmalige Leistung zu ge-
währen. Das BVerwG hat dieses Verfahren in einem Beschluß aus
dem Jahre 1988 verworfen.42 Es ging um den Anspruch auf einen
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gebrauchten Schwarz-Weiß-Fernseher. Fernsehgeräte gehören
zur Grundausstattung auch einkommensschwacher Haushalte.
Auf die Ausstattungsdichte soll es aber nicht mehr ankommen.
Denn ob das Fortbestehen einer Hilfebedürftigkeit die Men-
schenwürde verletze, bestimme sich immer nur nach den Beson-
derheiten des Einzelfalls. Das BVerwG verwarf das bis dahin un-
angefochtene Kriterium “herrschende Lebensgewohnheiten”,
ohne ein neues zu entwickeln, und handelte sich damit die Vor-
haltung ein, es betreibe eine “Methode der (Nicht)-Begrün-
dung”.43

Bevor wir die Berechtigung dieser Kritik prüfen, werfen wir
noch einen Blick auf die kritische Größe der Leistungen zum
notwendigen Lebensunterhalt, auf den laufend zu gewährenden,
pauschalierten Regelsatz. Dieser beläuft sich in Berlin zur Zeit
auf 520 DM. Macht die Frage Sinn, ob dieser Betrag die
Führung eines menschenwürdigen Lebens ermöglicht oder ob
erst ein Zusatzbetrag von 10, 50 oder 100 DM eine Ve r l e t z u n g
der Menschenwürde ausschließt? Michael Stolleis hat heraus-
gearbeitet, daß das Argumentieren mit der Würde bei der Re-
gelsatzfestsetzung unentrinnbar zirkelhaft wird. “Was über die
Festsetzung des notwendigen Lebensbedarfs erreicht werden
soll, das Ziel menschenwürdiger Existenz, setzt voraus, was in
seiner Funktion als `negativer Interventionspunkt´ bereits be-
kannt sein muß, um jene Festsetzung zu ermöglichen”.4 4 D a s
B VerwG ist nicht zu tadeln, wenn es sich weigert, aus der Men-
schenwürde konkrete Zahlen abzuleiten. Es prüft lediglich, ob
bei der Bestimmung der Verhältniszahlen mit der notwendigen
S o rgfalt verfahren wurde.4 5 Der Menschenwürde werden also
Maßstäbe für das Verfahren abgerungen, in dem die Regelsätze
ermittelt und festgesetzt werden. Freilich darf selbst die Lei-
stungsfähigkeit dieses verfahrensrechtlichen Ansatzes nicht
überschätzt werden. Nach dem Urteil des ersten Sachkenners
der Materie gibt es kein exaktes, wissenschaftlich und statistisch
abgesichertes Verfahren der Ermittlung des Regelsatzes, so daß
die Festsetzung ein Stück weit immer eine politisch normative
Wertung bleiben wird.4 6 Das gilt auch für das 1990 in Kraft ge-
tretene Statistik-Modell. Entsprechend zurückhaltend formu-
liert die Rechtsprechung die Kontroll-maßstäbe. Die Regel-
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satzfestsetzung müsse in tatsächlicher Hinsicht auf ausreichen-
de Erfahrungswerte gestützt sein, und die zugrundeliegenden
Wertungen müssen vertretbar sein.47

b) Würdenorm oder Gleichheitssatz

Ausgangspunkt war die Frage nach der Eingriffsresistenz der Men-
schenwürde gegen den Druck des Steuerstaates auf das Exi-
stenzminimum. Die Bilanz ist ernüchternd. Gerade dort, wo der
Schutz greifen müßte, nämlich bei der Höhe des Existenzmini-
mums, verflüchtigen sich die normativen Maßstäbe von Art.1
Abs.1 GG. Der Grund ist die Inkongruenz von Würde und Be-
dürfnis. Diese Inkongruenz erklärt auch die eigenartig gewunde-
ne Argumentation im Fernseher-Beschluß. Mit der Verwerfung
des generellen Maßstabes “Ausstattungsdichte der Haushalte”
und mit der Bezugnahme auf den Einzelfall wird die Rechtspre-
chung des BVerfG zur Eingriffsresistenz der Menschenwürde auf
den Leistungsbereich ausgedehnt. Ob die Menschenwürde ver-
letzt ist, lasse sich “offenbar ... nicht generell sagen, sondern im-
mer nur in Ansehung des konkreten Falles”.48 Es ist nicht in er-
ster Linie die “Vagheit” der Würdenorm, die das BVerfG veran-
laßt, den Würdegehalt vom einzelnen Eingriff her zu bestimmen.
Es ist vielmehr ihr schrankenloser Geltungsanspruch, der den
Schutzbereich mit dem effektiven Garantiebereich zusammen-
fallen läßt und damit die Eingriffsdogmatik unanwendbar
macht.49 Die Argumentation im Fernseher-Beschluß ist deshalb
gewunden, weil sie einerseits am Würde-Kriterium festhält, an-
dererseits erahnt, daß sich Würde nicht in Marktgüter und Markt-
preise umrechnen läßt. Hand aufs Herz: Ist ein Leben ohne Fern-
sehen wirklich menschenunwürdig? Die in der Rechtsprechung
gelegentlich unternommenen Versuche einer Operationalisierung
des Würde-Kriteriums für die Bestimmung einmaliger Leistun-
gen bestätigen die von Kant dargelegte Inkongruenz. Die Würde
muß für die Gewährung oder Versagung aller möglichen Be-
darfsgegenstände herhalten.50 Die Bratpfanne gehört zu den Vor-
aussetzungen eines menschenwürdigen Lebens, die Kaffeema-
schine nicht.51 Die Quantifizierung der Würde führt zu ihrer Ba-
nalisierung.
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Diese Einsicht ist kein resignativer Verzicht auf verfassungsrecht-
liche Kontrollmaßstäbe. Die Pflicht des Staates zur Sicherung des
Existenzminimums folgt aus Art. 1 Abs. 1 in Verbindung mit dem
Sozialstaatsprinzip. So wie das allgemeine Persönlichkeitsrecht
seinen “Sitz” nicht in Art. 1 GG, sondern im Grundrecht der all-
gemeinen Handlungsfreiheit hat, so ist die Grundlage dieser
Pflicht das Sozialstaatsprinzip. Dieses verpflichtet zur Herstel-
lung sozialer Gerechtigkeit und das heißt in erster Linie zur
Gleichheit.52 Kontrollmaßstab für die Bestimmung des Existenz-
minimums ist der Gleichheitssatz. Die “Ausstattungsdichte der
Haushalte” ist durchaus ein geeignetes Kriterium für die Ent-
scheidung, ob eine einmalige Leistung zu gewähren ist. Die Maß-
stäbe für die Kontrolle der Festsetzung des Regelsatzes sind Ope-
rationalisierungen des Gleichheitssatzes. Der VGH Kassel hat die
Absenkung des Regelsatzes für jüngere  Alleinstehende zu Recht
an Art. 3 Abs. 1 GG gemessen.53 Der Gleichheitssatz ist auch der
Maßstab für die Prüfung der Verfassungsmäßigkeit der durch die
Spargesetzgebung eingeführten Deckelung der Regelsätze und -
in Verbindung mit Art. 6 Abs. 2 GG - für die Absenkung der Fa-
milienregelsätze.54

IV. Würdegehalt des Existenzminimums

1. Rechtsanspruch auf Hilfe

Damit wird die Frage unabweisbar, wozu die Menschenwürde
überhaupt noch benötigt wird, d. h. was Art. 1 Abs. 1 GG der
Pflicht zur Sicherung des Existenzminimums hinzufügt, was
nicht bereits im Sozialstaatsprinzip und im Gleichheitssatz ent-
halten ist. Als erstes ist an die frühe Erkenntnis des BVerwG zu
erinnern, daß die Unterstützung um des Bedürftigen willen und
nicht aus übergeordneten staatspolitischen und polizeirechtlichen
Gründen geleistet wird. Dieser Bruch mit der armenpolizeilichen
Tradition folgt keineswegs bereits aus dem Sozialstaatsprinzip.
Dem steht schon die in Rechtsprechung und Schrifttum konsta-
tierte Weite und Unbestimmtheit des Prinzips entgegen. Das So-
zialstaatsgebot richtet sich in erster Linie an den Gesetzgeber als
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ein Gestaltungsauftrag, der unter dem Vorbehalt des Möglichen55

und des Gewollten steht.56 Auch seine Bedeutung als Ausle-
gungsgrundsatz darf nicht überschätzt werden. Seit der Sozial-
plan-Entscheidung des BVerfG ist anerkannt, daß sich aus dem
Sozialstaatsprinzip keine konkreten Handlungsanweisungen und
subjektiven Rechte ergeben.57

Daß zwischen Rechtsanspruch und Menschenwürde ein konsi-
stenter Begründungszusammenhang besteht, erschließt die Theo-
riegeschichte des subjektiven öffentlichen Rechts. In der Staats-
und Verwaltungsrechtslehre des Spätkonstitutionalismus diente
die Unterstützungspflicht der Armenverbände als Schulbeispiel
dafür, daß es objektivrechtliche Normen gibt, die im Allgemei-
ninteresse und eben nicht im individuellen Interesse angeordnet
sind.58 Die Fürsorgerechts-Entscheidung brach mit dieser Theo-
riegeschichte. Ihr wird zu Recht eine “epochemachende Bedeu-
tung”59 zugeschrieben. Denn sie leitet eine neue Entwicklung in
der Lehre vom subjektiven öffentlichen Recht ein, indem sie an
die Stelle der materiellen Begründung des rechtlichen Interesses
im Rahmen der Schutznormtheorie die Grundrechte setzt. Epo-
chemachend ist sie auch insofern, als sie die dogmatische Grund-
lage für den Anspruch des Bürgers auf polizeiliches Einschreiten
erarbeitet.60 Hinzu kommt, daß sie die Bedeutung der Menschen-
würde für die Verfahrensgarantien des Rechtsstaats erkennt. Die-
se Erkenntnis ist verfassungsrechtliches Gemeingut geworden.61

Die Begründung des Anspruchs auf das Existenzminimum aus
der Menschenwürdenorm ist stimmig. 

2. Gestaltung der Hilfe

Daß Würde und Quantitäten unverträglich sind, wurde dargelegt.
Dennoch besteht ein Bezug zwischen der Menschenwürde und
der Verwerfung des “physiologisch Notwendigen” als Maßstab
des Existenzminimums.  Bei der Verwerfung des untersten Maßes
der Existenzerhaltung geht es nämlich nicht nur um eine Frage
der Quantität, nicht nur um das “Was” der staatlichen Leistung.
Es geht auch und nicht zuletzt um die Gestaltung der Hilfe, um
das “Wie” staatlichen Handelns. Das “physiologisch Notwendi-



ge” reduziert das Leben auf das bloße Dasein. Kennzeichen die-
ses Daseins ist die Alternativenlosigkeit, die Fixierung auf den
Kampf um das tägliche Überleben. Ein Dasein ohne Alternativen
aber ist kein menschenwürdiges Leben.62 Schutz der Würde heißt
Erhaltung oder Eröffnung von Alternativen. Das BVerwG führt
dazu aus, daß zu einem menschenwürdigen Leben die Möglich-
keit der freien Gestaltung der Bedarfsdeckung63, ein “Mindest-
rahmen für ... freie Entfaltung”64 gehöre. Indem die Würdegaran-
tie diesen Mindestrahmen sichert, hüllt sie zugleich - bildlich ge-
sprochen - das Existenzminimum in einen wärmenden Mantel. 

3. Würde und Hilfebezug: eine Paradoxie

Was die konkrete Höhe des Existenzminimums anbelangt, so hal-
ten wir fest, daß sich aus der Würde keine Mengen- und Wertan-
gaben hervorzaubern lassen. Verfassungsrechtlicher Maßstab ist
das Sozialstaatsprinzip in Verbindung mit dem Gleichheitssatz.
Nun könnte daran gedacht werden, mit der Würde zumindest die
allgemeine Orientierung der Sozialhilfe zu begründen, dem Emp-
fänger der Hilfe zu ermöglichen, in der Umgebung von Nichthil-
feempfängern ähnlich wie diese zu leben. Das soziologische
Würdekonzept Luhmanns scheint in diese Richtung zu deuten.
Danach ist Würde die Leistung der Identitätsbildung, die in der
gelungenen Selbstdarstellung in Erscheinung tritt.65 Die Integra-
tion der Bedürftigkeit in die Darstellung der Person ist - so könn-
te gefolgert werden - eine Leistung, die nur der Bedürftige selbst
erbringen kann. Wäre Bedürftigkeit mit ihrer Offenbarung iden-
tisch - und das wäre der Fall, wenn Armut “stinkt” - , dann - so
könnte weiter gefolgert werden - würde diese Integrationsleistung
regelmäßig scheitern. Ein neueres Urteil des BVerwG weist in
diese Richtung, wenn es ausführt, Kinder wären bei der Ein-
schulung ohne den Besitz einer Schultüte “sozial ausgegrenzt und
in ihrem Selbstwertgefühl beeinträchtigt”.66

“Soziale Ausgrenzung” - das ist in der Tat ein zentrales Problem
der Sozialhilfe. Es ist dies aber beileibe nicht nur in dem Sinne,
daß ohne Hilfe Ausgrenzung droht. Wo und warum Ausgrenzung
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droht, zeigen vereinzelte Entscheidungen der Verwaltungsge-
richte, die der Frage nachgehen, ob die Ausrichtung der Hilfe an
der Menschenwürde nicht gebiete, den Hilfebezug so zu gestal-
ten, daß er  nicht offenkundig wird.67 Es ist paradox: Die Hilfe,
die Armut überwinden und die Führung eines menschenwürdi-
gen Lebens ermöglichen soll, scheint dieses Ziel nur erreichen zu
können, wenn ihr Bezug verschwiegen wird. 

4. Armut als gestörte Gegenseitigkeit

Die Erklärung für die Gefährdung der Würde durch die Offenba-
rung des Hilfebezugs liefert ein Armutsbegriff, den Georg Sim-
mel im Jahre 1908 entwickelt hatte. “Der Arme als soziologische
Kategorie entsteht nicht durch ein bestimmtes Maß von Mangel
und Entbehrung, sondern dadurch, daß er Unterstützung erhält
oder sie nach sozialen Normen erhalten sollte”.68 Armut ist kein
nach quantitativen Kriterien zu ermittelnder Zustand, sondern be-
stimmt sich nach der sozialen Reaktion auf die Unterstützung. Die
soziale Reaktion, die Armut auslöst, ist die Versagung der Aner-
kennung des Unterstützten. Die Anerkennung wird versagt, weil
die Unterstützung arbeitsfähiger Menschen die grundlegende so-
ziologische Funktion des Gebens und Nehmens außer Kraft setzt.
Armut ist gestörte Gegenseitigkeit. 
Man wende nicht ein, heute nach vierzig Jahren Rechtsanspruch
auf Sozialhilfe sei das anders. Die Befunde der empirischen Ar-
mutsforschung zeichnen ein deutliches Bild. Die Reaktion der
Gesellschaft auf den Hilfebezug spiegelt sich im Selbstwertge-
fühl der Empfänger wider. Dominant ist das Gefühl “betteln ge-
hen zu müssen”69 und nicht “als Mensch anerkannt zu werden”.70

Der zynische Freibeuter des Sozialstaats ist die Ausnahme und
dann zumeist eine Selbststilisierung, die die eigene Verletztheit
nur mühsam verbirgt. Nach wie vor ist die Scham ein wichtiger
Grund für die versteckte Armut, d.h. für die Nichtinanspruch-
nahme von Sozialhilfe trotz Leistungsberechtigung.71 Daran hat
der Rechtsanspruch auf Hilfe nichts geändert.
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V. Würde und Gegenseitigkeit

1. Soziale Anerkennung durch Arbeit

Der Sozialhilfebezug gefährdet die soziale Anerkennung. An-
erkennung ist aber nichts anderes als Achtung der Würde.7 2 G e-
wiß, der Staat, der die Würde zu schützen hat, kann soziale An-
erkennung nicht herstellen. Aber er kann die Hilfe so gestalten,
daß Anerkennung möglich wird. Das Ve r b e rgen des Bezugs der
Hilfe vor der sozialen Umwelt ist eine untaugliche Alternati-
ve. Identitätsbildung kann nicht auf der Grundlage eines ängst-
lichen Versteckspiels gelingen. Dies schon deshalb nicht, weil
die befürchtete soziale Reaktion in der Selbstwahrnehmung des
Hilfeempfängers antizipiert ist. Anzusetzen ist vielmehr bei der
Erkenntnis, daß Armut gestörte Gegenseitigkeit ist. Daraus
folgt, daß jede Maßnahme zu kurz greift, die sich auf die fi-
nanzielle Absicherung des Existenzminimums beschränkt. Des-
halb verfehlt die sozialpolitische Forderung nach einem ar-
beitslosen Grundeinkommen den Zusammenhang von Würde
und Existenzminimum - gleichgültig ob diese Leistung “sozia-
le Grundsicherung”7 3 oder “Bürg e rgeld” genannt wird. In der
Presse war kürzlich zu lesen, daß eine Ministerin die Einführung
eines Bürg e rgelds mit dem Argument gefordert hat, die “Wür-
de der Bedürftigen” werde durch den oft demütigenden Gang
zum Sozialamt beeinträchtigt.7 4 Das kann schwerlich daran lie-
gen, daß der Weg zum Sozialamt beschwerlich, die Flure be-
drückend und die Schalterbeamten unfreundlich wären. Demüti-
gend kann dieser Gang doch nur deshalb sein, weil der Be-
dürftige eine Leistung begehren muß, für die er keine Gegen-
leistung erbracht hat bzw. erbringen kann. Eine Sozialleistung
“ B ü rg e rgeld” wird an dieser sozialen Grunderfahrung kaum et-
was ändern. Eher ist zu befürchten, daß der Staat sich mit die-
ser Geldleistung von seinen beschäftigungspolitischen Pflich-
ten freikauft.

Dem BVerwG ist beizupflichten: In der Arbeit findet Würde ihren
deutlichen Ausdruck. Würde ist eine Leistung, die nur unter der
Bedingung von Gegenseitigkeit gelingen kann. Art. 1 Abs. 1 GG
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in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip verpflichtet den Staat,
dem Bedürftigen die Möglichkeit zu eröffnen, entweder den ei-
genen Lebensunterhalt durch Erwerbsarbeit zu sichern oder durch
eine sozial nützliche Tätigkeit eine Gegenleistung für die Unter-
stützung zu erbringen.

2. Gemeinschaftsarbeit und das Unvermögen zum Teilen

Eine Pflicht des Staates zur Verschaffung von Arbeit - das scheint
ein großes Wort zu sein,  das alle Einwände auf den Plan ruft, die
gegen soziale Grundrechte vorgetragen werden. Da ist zuerst der
Einwand der Finanzierbarkeit, der “Vorbehalt des Möglichen im
Sinne dessen, was der Einzelne vernünftigerweise von der Ge-
sellschaft erwarten kann”.75 Dann wird die prinzipielle Offenheit
sozialer Rechte im Hinblick auf das “Was, Wie, Wieviel” gerügt.
Mit diesem Vorbehalt verbindet sich zum einen das Problem der
“leges imperfectae”, des unvollkommenen Rechts, zum anderen
die Frage nach dem legislativen Gestaltungsermessen, die sich
zum Kompetenzproblem verdichtet: Wer soll über die Verteilung
knapper Güter entscheiden: der Gesetzgeber oder der Richter? 
Angesichts der Wucht dieser Argumente ist eine Erinnerung an-
gezeigt. Zunächst geht es nicht um ein soziales Grundrecht, son-
dern um eine objektiv-rechtliche Pflicht des Staates. Das
B VerfG hat sich bisher nicht dazu durchgerungen, einen ver-
fassungsrechtlichen Anspruch auf das Existenzminimum ein-
z u r ä u m e n .7 6 Diese Pflicht zielt auch nicht auf die Ve r s c h a ff u n g
von Arbeitsplätzen für jeden Arbeitslosen. Das wäre schon des-
halb eine Überforderung des Staates, weil die Ta r i f a u t o n o m i e
einer gesetzlichen Umverteilung der vorhandenen Arbeit Gren-
zen setzt.7 7 Vielmehr soll den Emfängern von Sozialhilfelei-
stungen die Gelegenheit eröffnet werden, eine Gegenleistung
für die Unterstützung zu erbringen. Der Vorbehalt der Finan-
zierbarkeit ist kein durchschlagender Einwand. Der angespro-
chene Personenkreis ist zum Bezug von Hilfe zum Lebensun-
terhalt berechtigt, so daß die Mehrkosten, die durch die Ein-
richtung eines sozialen Arbeitsmarkts entstehen, überschaubar
sind. Vor allem sind die Umrisse eines solchen Arbeitsmarkts
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bereits in der Hilfe zur Arbeit erkennbar, mehr noch, der Ge-
setzgeber setzt im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit verstärkt
auf den Ausbau von Gemeinschaftsarbeit. 
Das zeigt die Spargesetzgebung des Jahres 1993. Der Gesetzge-
ber hat zunächst das Arbeitslosengeld und die Arbeitslosenhilfe
gekürzt.78 Diese Kürzungen und die zeitliche Begrenzung des An-
spruchs auf originäre Arbeitslosenhilfe79 wird Langzeitarbeitslo-
se vermehrt in die Sozialhilfe drängen. Synchron mit diesen Lei-
stungskürzungen wurde im Sozialhilferecht die Hilfe zur Arbeit
ausgebaut.80 Die Pflicht zur Einrichtung von Arbeitsgelegenhei-
ten vor allem für junge Menschen wurde verschärft, die Schaf-
fung von Gelegenheiten für gemeinnützige und zusätzliche Ar-
beit erleichtert und die Zusammenarbeit der Sozialhilfeträger mit
der Bundesanstalt für Arbeit intensiviert. Hochinteressant ist die
Ermächtigung der Bundesanstalt für Arbeit zur institutionellen
Förderung von Trägern, die besonders schwer vermittelbare Ar-
beitslose beschäftigen und sozial betreuen.81 Zwischen Sozialhil-
fe und Arbeitsförderungsrecht bildet sich ein Bereich der Ge-
meinschaftsarbeit heraus, der von sozialen Diensten und Ein-
richtungen getragen wird82 und nicht mehr wie das überkomme-
ne System der sozialen Sicherung von der Geldleistung, sondern
von Dienst- und Sachleistungen geprägt sein wird. 
Die Verschärfung der Arbeitspflicht unterstellt mangelnde Ar-
beitsbereitschaft und offenbart damit einen Widerspruch, der
auch in der Rechtsprechung des BVerwG zur Hilfe zur Arbeit an-
zutreffen ist. Einerseits soll die Gemeinschaftsarbeit eine “Art der
Hilfe in besonderen Lebenslagen” sein, der die Vorstellung zu-
grunde liegt, daß “Arbeiten als solches” der Entfaltung der Per-
sönlichkeit dient und ein wesentliches Kriterium für ein Leben
ist, das der Würde des Menschen entspricht.83 Andererseits eröff-
net das gleiche Urteil für den Fall der Verweigerung von Arbeit
Sanktionsmöglichkeiten, die aus dem damals geltenden Geset-
zeswortlaut nicht ohne weiteres zu erschließen waren.84 Diese
sanktionsbewehrte Pflicht zur Leistung von Würde erinnert frap-
pant an die Argumentation im ersten “Peepshow”-Urteil.85 Eine
neuere Entscheidung belegt, daß objektive Würde-Konzepte ge-
eignet sind, die subjektiven Rechte des einzelnen zu verdrängen.
Ein Gemeinschaftsarbeiter hatte die Feststellung begehrt, daß der
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Sozialhilfeträger verpflichtet gewesen sei, ihm weiterhin eine be-
stimmte Arbeitsgelegenheit zuzuweisen.86 Das BVerwG vernein-
te das Rehabilitationsinteresse und wies die Fortsetzungsfeststel-
lungsklage als unzulässig ab, weil der Gemeinschaftsarbeiter
keinen Anspruch auf eine bestimmte Tätigkeit habe. Das
Wunsch- und Wahlrecht des § 3 Abs. 2 BSHG, zu dem das Ge-
richt eine hochdifferenzierte Rechtsprechung entwickelt hat87,
wird mit dem lapidaren Satz abgehakt, es ermächtige die Behör-
de, Wünschen “aus einer Reihe von Gründen nicht zu entspre-
chen, die keineswegs stets dem Ansehen des Betroffenen abträg-
lich sind”. 
Das hohe Lied auf Arbeit und Würde wird, wenn es um die Rech-
te des Gemeinschaftsarbeiters geht, dissonant. Harmonisch wären
ein Anspruch auf Gemeinschaftsarbeit und ein Recht auf Aus-
wahl unter den vorhandenen Arbeitsgelegenheiten. Könnte die
mangelnde Folgerichtigkeit aber nicht insofern realistisch sein,
als sie berücksichtigt, daß eine Tätigkeit auf dem zweiten Ar-
beitsmarkt nicht die soziale Anerkennung einträgt, die für ein
menschenwürdiges Leben unverzichtbar ist? Der Realitätsgehalt
dieser Einschätzung ist zweifelhaft. Das zeigt das Beispiel al-
leinerziehender Mütter und Väter, deren Sozialhilfebezug sozial
anerkannt ist.88 Die Gegenleistung für die Inanspruchnahme von
Hilfe kann also durchaus die Erfüllung einer gesellschaftlich
wichtigen Funktion wie die Kindererziehung sein. Darüberhin-
aus verschließt sich diese Einschätzung der Erkenntnis, daß das
Nebeneinander von erstem und zweitem Arbeitsmarkt das ge-
sellschaftliche Unvermögen widerspiegelt, Arbeit so zu verteilen
und zu gestalten, daß alle Bürger ihre Existenz aus eigener Kraft
sichern können. Wer dem Gemeinschaftsarbeiter die Anerken-
nung versagt, blickt in sein Spiegelbild. 

VI. Schluß

Was also ist von der These zu halten, das Soziale sei nicht mehr
der Motor gesellschaftlicher Veränderungen? Prognosen beleh-
ren uns, daß wir bis in das Jahr 2010 hinein mit einer gleichblei-
bend hohen Arbeitslosenquote leben müssen.89 Diese Lage ist bri-
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sant, weil Dauerarbeitslosigkeit geeignet ist, die soziale Integra-
tionskraft der Verfassung in Frage zu stellen.90 Forsthoff hatte sei-
ne These damit begründet, daß die Institutionen der Sozialversi-
cherung und Sozialhilfe ein ausgebildetes und bewährtes Instru-
ment sozialer Zweckverwirklichung zur Verfügung stellen.91

Heute schlägt Arbeitslosigkeit auf das unterste soziale Netz durch.
Es wäre beschönigend, diesem Netz zu bescheinigen, es stelle ein
hinlänglich ausgebildetes und bewährtes Instrument zur Bewäl-
tigung der Massenarbeitslosigkeit und ihrer Folgen bereit. Die so-
ziale Realisation ist abgeschlossen - diese Aussage klingt heute
wie das Pfeifen im Walde. 
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